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1. Allgemeine Bestimmungen 

1.1. Um die berufliche Zusatzvorsorge durchzuführen, hat 
sich der Arbeitgeber mittels Anschlussvertrag der Sam-
melstiftung Berufliche Zusatzvorsorge der Allianz Suisse 
Lebensversicherungs-Gesellschaft (nachstehend „Stif-
tung“) angeschlossen. 

1.2. Aufgrund dieses Anschlusses wird ein Anschlussverhält-
nis zwischen der Stiftung und dem Arbeitgeber, ein Vor-
sorgeverhältnis zwischen der Stiftung und dem versi-
cherten Personal des Arbeitgebers sowie ein Versiche-
rungsverhältnis zwischen einer Stiftung und einer oder 
mehreren Versicherungseinrichtungen in der Schweiz 
begründet. Diese Verhältnisse werden durch entspre-
chende Verträge bzw. den Erlass von reglementarischen 
Bestimmungen durch den Stiftungsrat geregelt. Diese 
Verträge und Grundlagen bestehen hauptsächlich: 

a) im Anschlussverhältnis aus dem Anschlussver-
trag, 

b) im Vorsorgeverhältnis aus dem Vorsorgeplan mit 
„Besonderen Reglementsbestimmungen“ (BRB) 
sowie den „Allgemeinen Reglementsbestimmun-
gen“ (ARB), 

c) sowie im Versicherungsverhältnis aus dem Kollek-
tivversicherungsvertrag und den „Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen“ (AB). 

Die „Allgemeinen Reglementsbestimmungen“ sowie die 
„Allgemeinen Versicherungsbedingungen“ werden in elekt-
ronischer oder anderer für Arbeitgeber und versicherte Per-
sonen abrufbarer Form zur Verfügung gestellt. 

1.3. Allianz Suisse Lebensversicherungs-Gesellschaft AG 
(Allianz) erbringt für die Stiftung neben der Durchführung 
der Personalvorsorge im Rahmen des Kollektivversiche-
rungsvertrages weitere Dienstleistungen, welche in einer 
schriftlichen Dienstleistungsvereinbarung festgehalten 

sind. 

1.4. Das Organisationsreglement regelt die Organisation der 
Stiftung und des Vorsorgewerks. In ihm werden die er-
forderlichen Stellen bestimmt und deren Aufgaben und 
Kompetenzen beschrieben. 

1.5. Die Bestimmungen dieses Organisationsreglements in-
klusive Anhänge sind für alle beteiligten Organe und 
Stellen verbindlich und müssen von allen für die Stiftung 
handelnden Personen bei sämtlichen Tätigkeiten für die 
Stiftung und das Vorsorgewerk eingehalten werden. 

1.6. Die Organe der Stiftung und die mit der Personalvor-
sorge oder anderen Aufgaben betrauten Personen sind 
zur strikten Geheimhaltung über alle Tatsachen, die sie 
in Ausübung ihres Amtes erfahren haben, insbesondere 
über die persönlichen und finanziellen Verhältnisse der 
Versicherten und Rentner sowie deren Angehörigen ver-
pflichtet. Die Schweigepflicht besteht auch nach dem 
Ausscheiden aus dem Amt. Sie haben nach ihrem Aus-
scheiden sämtliche sich bei ihnen befindlichen Akten zu-
rückzugeben. 

1.7. Die Stiftung unterscheidet zwischen der Stiftungsbuch-
haltung und der Rechnung der einzelnen Vorsorge-
werke. Die Rechnungslegung erfolgt nach den gesetzli-
chen Bestimmungen über die kaufmännische Buchfüh-
rung und richtet sich nach den Grundsätzen der ord-
nungsgemässen Rechnungslegung und den Anforderun-
gen der Aufsichtsbehörde. 

1.8. Das Vorsorgewerk des angeschlossenen Arbeitgebers 
wird durch eine Vorsorgekommission verwaltet. 

2. Stiftung 

2.1. Die Stiftung richtet für die Durchführung der Personal-
vorsorge für jeden angeschlossenen Arbeitgeber ein or-
ganisatorisch und rechnungsmässig separat verwaltetes 
Vorsorgewerk gemäss Gesetz und den vertraglichen 
Bestimmungen ein. 

2.2. Um die Risiken Langlebigkeit, Invalidität oder Tod ge-
genüber den Anspruchsberechtigten gemäss Vorsorge-
plan und den im Vorsorgeverhältnis massgebenden 
Grundlagen für Rechnung des Vorsorgewerkes vollstän-
dig abzusichern, schliesst die Stiftung im Versicherungs-
verhältnis die notwendigen Verträge ab. 

2.3. Versicherungsnehmerin und Begünstigte aus diesen 
Verträgen ist die Stiftung. Forderungen der Anspruchs-
berechtigten bestehen nur gegenüber der Stiftung und 
zwar für Rechnung des Vorsorgewerks des Arbeitge-
bers. 

2.4. Die Stiftung ist im Prozess aktiv- und passivlegitimiert, 
d.h. sie kann klagen, Rechtsmittel ergreifen und beklagt 
werden. 

3. Bestellung des Stiftungsrates, Beendigung des Stiftungsratsmandates 

3.1. Der Stiftungsrat besteht aus mindestens vier und höchs-
tens acht Mitgliedern und setzt sich aus gleich vielen Ver-
tretern der Arbeitnehmer und Arbeitgeber zusammen. 

3.2. Wählbar als Arbeitnehmervertreter im Stiftungsrat sind 
bei der Stiftung versicherte Arbeitnehmer, welche in ei-
nem ungekündigten und unbefristeten Arbeitsverhältnis 
zu dem der Stiftung angeschlossenen Arbeitgeber stehen 
und ihren Arbeitsort in der Schweiz haben sowie die Ar-
beitnehmervertreter im Stiftungsrat der Sammelstiftung 
BVG der Allianz Suisse Lebensversicherungs-Gesell-
schaft (BVG Stiftung). Nicht wählbar sind Arbeitnehmer, 
welche in der Vorsorgekommission des Vorsorgewerks 
die Funktion eines Arbeitgebervertreters ausüben oder 
durch ihre Tätigkeit als Arbeitgeber zu qualifizieren sind. 

3.3. Wählbar als Arbeitgebervertreter des Stiftungsrates sind 
bei der Stiftung versicherte Selbständigerwerbende sowie 
bei der Stiftung versicherte Arbeitnehmer, welche in lei-
tender Funktion in einem ungekündigten und unbefriste-

ten Arbeitsverhältnis zu dem der Stiftung angeschlosse-
nen Arbeitgeber stehen und ihren Arbeitsort in der 
Schweiz haben sowie die Arbeitgebervertreter im Stif-
tungsrat der BVG Stiftung. Wählbar sind zudem Selbstän-
digerwerbende sowie Arbeitnehmer, welche in der Vor-
sorgekommission des Vorsorgewerks die Funktion eines 
Arbeitgebervertreters ausüben. 

3.4. Solide Kenntnisse der beruflichen Vorsorge sind für eine 
Kandidatur unabdingbar. Der amtierende Stiftungsrat 
kann Kandidaturen ablehnen, falls die Anforderungen 
nicht erfüllt werden. 

3.5. Die Mitglieder des Stiftungsrates werden auf eine Amts-
dauer von vier Jahren gewählt. Eine Wiederwahl ist zu-
lässig. Scheidet ein Mitglied vor Ablauf dieser Amtsdauer 
aus dem Stiftungsrat aus, wird für die restliche Amtszeit 
ein Ersatzmitglied gewählt. 

3.6. Für die Wahl des Stiftungsrates gilt grundsätzlich folgen-
des ordentliches Verfahren: 
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a) Die Arbeitgebervertreter in den Vorsorgekommissi-
onen unterbreiten pro Vorsorgewerk höchstens ei-
nen Vorschlag für die Arbeitgebervertretung im Stif-
tungsrat. Die Arbeitnehmervertreter in den Vorsor-
gekommissionen unterbreiten pro Vorsorgewerk 
höchstens einen Vorschlag für die Arbeitnehmer-
vertretung im Stiftungsrat. 

b) Amtierende Stiftungsräte können sich zur Wieder-
wahl stellen, ohne dass sie dazu von einer Vorsor-
gekommission vorgeschlagen werden müssen. 
Stellt sich mindestens die Hälfte der Stiftungsräte 
zur Wiederwahl, kommt das vereinfachte Verfahren 
zur Anwendung. 

c) Es wird je eine Wahlliste mit allen sich zur Verfü-
gung stellenden Kandidaten für die Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmervertretung (inkl. der sich zur Wie-
derwahl stellenden Stiftungsräte) erstellt. 

d) Werden gleich viele Kandidaten zur Wahl vorge-
schlagen als Sitze für die jeweilige Arbeitgeber- 
oder Arbeitnehmervertretung im Stiftungsrat zur 
Verfügung stehen, gelten die Kandidaten als ge-
wählt. 

e) Die Wahlliste wird für die Wahl allen Vorsorgekom-
missionen zugestellt. 

f) Mit der Zustellung ist die Aufforderung an die Ar-
beitgebervertreter in den Vorsorgekommissionen 
verbunden, aus den Kandidaten für die Arbeitge-
bervertretung so viele zu wählen, als für diese Ver-
tretergruppe Sitze zu besetzen sind. 

g) Mit der Zustellung ist die Aufforderung an die Ar-
beitnehmervertreter in den Vorsorgekommissionen 
verbunden, aus den Kandidaten für die Arbeitneh-
mervertretung so viele zu wählen, als für diese Ver-
tretergruppe Sitze zu besetzen sind. 

h) Diejenigen Kandidaten für den Stiftungsrat, welche 
die meisten Stimmen auf sich vereinigen, gelten als 
gewählt. Bei gleicher Stimmenzahl gilt derjenige 
Kandidat als gewählt, dessen Anschlussvertrag, in 
welchem er versichert ist, länger ununterbrochen in 
Kraft ist. Nicht Gewählte werden für eine spätere 
Ersatzwahl vorgemerkt. 

i) Die Auszählung der gültigen Stimmen erfolgt durch 
Allianz. Eine Wahlliste ist ungültig, wenn mehr Kan-
didaten aufgeführt sind, als Sitze zu besetzen sind, 
wenn Namen von Personen aufgeführt werden, die 
nicht für die Wahl kandidieren oder wenn die aus-
gefüllte Wahlliste nicht fristgerecht bei Allianz ein-
getroffen ist. Das Wahlergebnis wird in einem Pro-
tokoll festgehalten sowie von Allianz unterzeichnet 
und bekannt gegeben. 

3.7. Vereinfachtes Verfahren für die Wahl 

a) Stellt sich mindestens die Hälfte der Stiftungsräte 
zur Wiederwahl, gelten diese als gewählt. 

b) Für die verbleibenden freien Sitze gilt das Verfah-
ren für die Ersatzwahl. 

c) Die nächste Wahl ist zwingend im ordentlichen Ver-
fahren durchzuführen, wenn 10 Prozent aller Vor-

sorgekommissionen oder 20 Vorsorgekommissio-
nen nach Bekanntgabe der im vereinfachten Ver-
fahren gewählten Stiftungsräte dies bis ein Jahr vor 
Ablauf der ordentlichen Amtszeit verlangen. 

3.8. Beendigung des Stiftungsratsmandates 

a) Arbeitnehmervertreter scheiden mit Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses beim angeschlossenen 
Arbeitgeber automatisch aus dem Stiftungsrat aus. 

b) Arbeitgebervertreter scheiden mit Beendigung ihrer 
Versicherung im Rahmen des Anschlusses auto-
matisch aus dem Stiftungsrat aus. 

c) Bei Auflösung des Anschlussvertrages scheiden 
alle Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter des 
Stiftungsrates, welche durch diesen Vertrag der 
Stiftung angeschlossen waren, per diesem Datum 
aus dem Stiftungsrat aus. 

d) Das Stiftungsratsmandat kann jederzeit schriftlich 
auf das Ende des Folgemonats niedergelegt wer-
den. Die Niederlegung darf nicht zur Unzeit erfol-
gen. 

3.9. Verfahren für die Ersatzwahl 

a) Bei einer Vakanz während der Amtsdauer wählt der 
Stiftungsrat einen Ersatz; dabei berücksichtigt er 
die überzähligen Kandidaten aus der letzten Wahl 
in der Reihenfolge der erhaltenen Stimmenzahl. 

b) Sind bei Vakanzen der Arbeitnehmer- oder der Ar-
beitgebervertreter keine überzähligen Kandidaten 
aus der letzten Wahl vorhanden, legen die ständi-
gen Beisitzer dem Stiftungsrat Vorschläge für die 
Neubesetzung vor. 

c) Die Wahl der vorgeschlagenen Kandidaten erfolgt 
nach den Bestimmungen über das ordentliche Ver-
fahren. Der Stiftungsrat kann von der Neubeset-
zung der Vakanzen absehen, solange der paritäti-
sche Stiftungsrat mindestens vier Mitglieder auf-
weist. 

3.10. Der Stiftungsrat konstituiert sich selbst. Er wählt seinen 
Präsidenten und den Vizepräsidenten. Der Präsident wird 
abwechslungsweise aus dem Kreis der Arbeitnehmer- 
und der Arbeitgebervertreter gewählt. Der Stiftungsrat 
kann die Zuordnung des Präsidiums mittels Beschluss 
anders regeln. Die Wahl erfolgt mit einfachem Mehr. 

3.11. Der Stiftungsrat wählt bis zwei Sekretäre für die Dauer 
von vier Jahren. Die Sekretäre gehören nicht dem Stif-
tungsrat an und können ihr Mandat jederzeit niederlegen. 
Wird das Arbeitsverhältnis eines Sekretärs aufgelöst, en-
det am letzten tatsächlichen Arbeitstag auch das Mandat 
als Sekretär. 

3.12. Der Stiftungsrat ernennt zwei von der Stifterin vorgeschla-
gene ständige Beisitzer, welche nicht dem Stiftungsrat 
angehören. Sie können von ihrer Funktion als Beisitzer 
jederzeit zurücktreten. Wird das Arbeitsverhältnis eines 
Beisitzers aufgelöst, endet am letzten tatsächlichen Ar-
beitstag auch das Mandat als Beisitzer. 

4. Sitzungen, Aufgaben und Beschlüsse des Stiftungsrates 

4.1. Der Stiftungsrat tagt so oft es die Geschäfte erfordern, 
mindestens einmal jährlich. Die Einberufung erfolgt 
durch den Präsidenten. Jedes Mitglied kann die Einbe-
rufung unter Angabe der Traktanden verlangen. 

4.2. Die Geschäfte werden durch die ständigen Beisitzer vor-
bereitet und dem Stiftungsrat zum Entscheid vorgelegt. 
Mindestens einer der zwei Beisitzer muss an der Stif-
tungsratssitzung teilnehmen und vor einer Beschlussfas-
sung angehört werden. Sie haben ein Antragsrecht und 
stehen dem Stiftungsrat bei allen Geschäften beratend 
zur Seite. 

4.3. Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit 

der amtierenden Mitglieder anwesend ist. Die Be-
schlüsse werden unter Vorbehalt von Ziff. 4.4 und 4.6 mit 
einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder 
gefasst. Bei Stimmengleichheit zählt die Stimme des 
Präsidenten doppelt, in seiner Abwesenheit diejenige 
des Vizepräsidenten. 

4.4. Die Beschlussfassung kann auch auf dem Zirkularweg 
erfolgen, wenn kein Mitglied des Stiftungsrates eine Sit-
zung verlangt und keine Stimmenthaltung vorliegt. Zirku-
larbeschlüsse müssen einstimmig erfolgen und werden 
ins nächste Protokoll aufgenommen. Über Verhandlun-
gen und Beschlüsse ist ein Protokoll zu führen. 
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4.5. Stimmenthaltungen sind nicht erlaubt. 

4.6. Beschlüsse über den Antrag zum Erlass und zur Ände-
rung der Statuten sowie der Entscheid über die Fusion 
und Auflösung der Stiftung bedürfen jedoch der Zustim-
mung von mindestens zwei Dritteln der amtierenden Mit-
glieder des Stiftungsrates. 

4.7. Der Präsident und der Vizepräsident verpflichten die Stif-
tung durch Kollektivunterschrift zu zweien. Das gleiche 
gilt für andere vom Stiftungsrat bezeichnete Personen. 

4.8. Der Stiftungsrat leitet die Stiftung gemäss Gesetz und 
Verordnungen, den Bestimmungen von Stiftungsur-
kunde und Reglement und den Weisungen der Aufsichts-
behörde. Insbesondere stellt er sicher, dass eine der 
Grösse und Komplexität der Stiftung angemessene in-
terne Kontrolle eingerichtet und aufrechterhalten wird, 
und ein Datenschutzberater bezeichnet wird. Die interne 
Kontrolle umfasst die Ebenen Vorsorgeeinrichtung und 
Vorsorgewerk. Der Stiftungsrat legt die Umsetzung der 
internen Kontrolle im Konzeptpapier zur internen Kon-
trolle fest. 

4.9. Der Stiftungsrat beschliesst über alle Angelegenheiten, 
die nicht einer oder mehreren anderen Personen, na-
mentlich der Vorsorgekommission, Allianz, der Revisi-
onsstelle oder dem Experten für berufliche Vorsorge 
durch das Gesetz, die Statuten, das Organisationsregle-
ment oder eine andere Vereinbarung vorbehalten bzw. 
übertragen sind. 

4.10. Der Stiftungsrat kann im Rahmen dieses Reglements 
oder eines besonderen Beschlusses einzelne Aufgaben 
an Ausschüsse übertragen, welche sich aus einem oder 
mehreren Mitgliedern des Stiftungsrates zusammenset-
zen können. Die Ausschüsse fassen die im Zusammen-
hang mit den übertragenen Aufgaben stehenden Be-
schlüsse mit einfachem Mehr. An den Stiftungsratssit-
zungen wird über die gefassten Beschlüsse und die Um-
setzung der übertragenen Aufgaben informiert. 

4.11. Der Stiftungsrat bestimmt im Rahmen seiner regulatori-
schen Kompetenz insbesondere über: 

a) die Statuten, 
b) das Organisationsreglement samt Anhängen, in 

welchem insbesondere die Organisation und Ver-
waltung der Stiftung, das Wahlprozedere, die Or-
gane sowie die Rechte und Pflichten bzw. deren 
Delegation festgelegt werden, 

c) die im Vorsorgeverhältnis massgebenden Grund-
lagen im Rahmen der mit dem Versicherer festge-
legten Möglichkeiten und Vorsorgepläne. 

4.12. Neben den gesetzlichen Aufgaben ist der Stiftungsrat  
ebenfalls zuständig für: 

a) die Ernennung der Zeichnungsberechtigten für die 
Stiftung, 

b) die Vertretung der Stiftung gegen Aussen für nicht 
an andere Organe oder Dritte delegierte Aufga-
ben, 

c) die Festlegung von angemessenen Pauschalver-
gütungen für die Teilnahme an Sitzungen des Stif-
tungsrates bis maximal CHF 500 je Sitzungstag, 

d) Beschlussfassung über Fusion und Auflösung der 
Stiftung und Antragstellung an die zuständige Be-
hörde gemäss Art. 7 Abs. 7 der Statuten, 

e) die jährliche Erteilung der Décharge an Allianz, 
f) die Einholung der notwendigen Berichte des Ex-

perten für die berufliche Vorsorge sowie der Revi-
sionsstelle. 

4.13. Der Stiftungsrat überwacht und kontrolliert: 
a) die Einhaltung des Stiftungszwecks, 
b) die Verwaltung im Rahmen des Kollektivversiche-

rungsvertrages und die zusätzlich von Allianz er-
brachten ergänzenden Dienstleistungen für die 
Stiftung. 

5. Bestellung der Vorsorgekommission 

5.1. Die Vorsorgekommission ist das für die Belange des Vor-
sorgewerkes zuständige Organ. In der Vorsorgekommis-
sion bestimmt sich die Anzahl der Arbeitnehmer- und Ar-
beitgebervertreter nach Massgabe der Beiträge, welche 
beide Seiten an die Vorsorge leisten. 

5.2. Die Arbeitnehmer bestimmen ihre Vertreter aus ihrem 
Kreis in geheimer Wahl mit einfachem Mehr. 

5.3. Die Kandidaten, welche beim ersten Wahlgang die meis-
ten Stimmen auf sich vereinigen, sind gewählt. 

5.4. Bei Stimmengleichheit gilt der Dienstältere als gewählt. 
Ein Gewählter hat das Recht, die Wahl abzulehnen. 

5.5. Die Amtsdauer ist auf unbestimmte Zeit festgesetzt, 
wenn es die Vorsorgekommission nicht anders be-
stimmt. Die Amtsdauer erlischt bei Auflösung des Ar-
beitsverhältnisses mit dem Arbeitgeber oder auf Wunsch 
des Arbeitnehmervertreters. In diesen Fällen ist eine 

Neuwahl für die Vakanz anzusetzen. 

5.6. Bei Ersatz- bzw. Neuwahlen für eine Vakanz ist inner-
halb von 30 Tagen gemäss Artikel 5.1 bis 5.5 vorzuge-
hen. 

5.7. Die Arbeitgebervertreter werden durch den Arbeitgeber 
bestimmt. Ein selbständig Erwerbstätiger kann sich 
selbst als Arbeitgebervertreter bezeichnen. 

5.8. Die Vorsorgekommission teilt Allianz ihre Zusammenset-
zung mit und orientiert sie unverzüglich über jede Verän-
derung. Die Mitglieder sind ausdrücklich als Arbeitgeber- 
oder Arbeitnehmervertreter zu bezeichnen. 

5.9. Die Vorsorgekommission wählt aus ihrer Mitte einen Prä-
sidenten für eine Amtsdauer von einem Jahr. Dieser wird 
abwechselnd von der Arbeitnehmer- und von der Arbeit-
gebervertretung gestellt. 

6. Aufgaben der Vorsorgekommission 

6.1. Die Vorsorgekommission tritt bei Bedarf zusammen. Die 
Sitzung wird durch den Präsidenten oder die Hälfte der 
Mitglieder mindestens 10 Tage im Voraus einberufen. Der 
Präsident führt den Vorsitz. Ist er verhindert wird ein Mit-
glied als Vorsitzender bestimmt. Die Vorsorgekommission 
ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder an-
wesend ist. Ein Mitglied kann sich durch eine schriftliche 
Vollmacht durch ein anderes Mitglied vertreten lassen. 
Beschlüsse werden mit einfachem Mehr der Anwesenden 
gefasst. Bei Stimmengleichheit zählt die Stimme des Prä-
sidenten doppelt. Über die Sitzungen wird ein Protokoll 

geführt, das Allianz zuzustellen ist und vom Stiftungsrat 
eingesehen werden kann. Zirkulationsbeschlüsse sind 
zulässig. 

6.2. Zu den Aufgaben der Vorsorgekommission im Rahmen 
des Vorsorgewerks gehören: 

a) Die Information der versicherten Arbeitnehmer über 
die Auflösung des Vertrages im Anschlussverhält-
nis sowie die schriftliche Bestätigung, dass das 
Personal mit der Auflösung einverstanden ist, wenn 
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der Arbeitgeber die Auflösung verlangt. Die Bestä-
tigung wird von der Arbeitnehmervertretung der 
Vorsorgekommission abgegeben und muss vor Be-
ginn der Kündigungsfrist bei der Stiftung eintreffen.. 

b) Die Kenntnisnahme der regulatorischen Grundla-
gen im Vorsorgeverhältnis und die Auswahl des für 
das Vorsorgewerk geltenden Vorsorgeplanes im 
Rahmen der von der Stiftung mit dem Versicherer 
verbindlich und unabänderlich festgelegten Mög-
lichkeiten. 

c) Die Kontrolle der Beitragszahlungen (Arbeitneh-
mer- und Arbeitgeberbeiträge) durch den Arbeitge-
ber an die Stiftung. Die Vorsorgekommission wird 
durch Allianz über Ausstände von reglementari-
schen Beiträgen orientiert, wenn diese innert drei 
Monaten nach dem vereinbarten Fälligkeitstermin 
noch nicht überwiesen sind. 

d) Die periodische Information der Versicherten durch 
Rundschreiben, Versammlung der Versicherten 
oder andere geeignete Kommunikationsmittel. 

e) Die Entgegennahme und Behandlung aller das Vor-
sorgewerk betreffenden Fragen, Anträge, Vor-
schläge und Anregungen der Arbeitgeber und Ver-
sicherten. 

f) Jährlicher Entscheid über allfällige Anpassung an 
die Preisentwicklung der nicht der obligatorischen 
Teuerungsanpassung unterliegenden Renten, na-
mentlich der Altersrenten sowie der Hinterlasse-
nen- und Invalidenrenten, deren Laufzeit drei Jahre 
noch nicht überschritten hat. 

g) Entscheid über die Verwendung der Überschussbe-
teiligung aus dem Versicherungsverhältnis, falls 
deren Verwendung in den Vertragsgrundlagen im 
Versicherungs- und in den regulatorischen Grund-
lagen im Vorsorgeverhältnis nicht festgelegt ist. 
Falls die Überschussbeteiligung nach Anpassung 
von Renten an die Preisentwicklung gemäss Versi-
cherungsvertrag nicht Sparguthaben der Versicher-
ten gutgeschrieben werden soll, muss der Be-
schluss ausdrücklich gefasst und Allianz schriftlich 
mitgeteilt werden. 

h) Die Kenntnisnahme der vom Versicherer zur Verfü-
gung gestellten Kennzahlen ihres Vorsorgewerks. 

i) Die Bezeichnung der Personen, welche das Vorsor-
gewerk gegenüber dem Stiftungsrat und Allianz 
durch ihre Unterschrift rechtsgültig vertreten. 

j) Die Feststellung, dass die Voraussetzungen einer 
Teil- oder Gesamtliquidation des Vorsorgewerkes 
voraussichtlich erfüllt sind und unverzügliche Mel-
dung an Allianz. 

6.3. Im Falle einer freiwilligen oder einer zwingenden Vertei-
lung von kollektiven Mitteln des Vorsorgewerkes aufgrund 
einer Teilliquidation des Vorsorgewerkes hat die Vorsor-
gekommission zusätzlich folgende Aufgaben zu erfüllen: 

a) Die Bestimmung des Stichtages für die Berechnung 
der Höhe der zu verteilenden Mittel und Information 
von Allianz. 

b) Die Festlegung der zu verteilenden Mittel bzw. des 
zu verteilenden Anteils sowie Information von Alli-
anz darüber, sofern nicht von Gesetzes wegen alle 
kollektiven Mittel auf Ebene des Vorsorgewerkes 
vollumfänglich zu verteilen sind. 

c) Das Erteilen eines Auftrages an Allianz, einen Ver-
teilplan zu erstellen, falls eine Verteilung nicht 
schon von Gesetzes wegen zwingend vorgeschrie-
ben ist. 

d) Das Erteilen eines Auftrages an Allianz, einen von 
den ARB abweichenden Verteilplan zu erstellen. 

e) Die Genehmigung eines von den ARB abweichen-
den Verteilplans. 

f) Die Information der versicherten Personen sowie 
der Rentnerinnen und Rentner über den Grund, den 
Begünstigtenkreis, die Verteilkriterien, den indivi-
duellen Anteil am Gesamtbetrag der zur Verteilung 
vorgesehenen Mitteln sowie über das Recht im Li-
quidationsfall, die Voraussetzungen, das Verfahren 
und den Verteilplan durch die zuständige Aufsichts-
behörde überprüfen zu lassen. 

6.4. Im Falle einer Gesamtliquidation werden die Aufgaben 
gemäss Ziffer 6.3 an Allianz delegiert. 

7. Revisionsstelle 

Die Revisionsstelle (gemäss Statuten "Kontrollstelle") wird 
vom Stiftungsrat jeweils für vier Jahre bestimmt. Sie ist or-
ganisatorisch, personell und wirtschaftlich von der Stiftung, 
von den Mitgliedern des Stiftungsrates und von Allianz un-
abhängig. Sie prüft jährlich insbesondere die Durchführung 

der Personalvorsorge, die Organisation sowie das Rech-
nungswesen der Stiftung und der Vorsorgewerke auf ihre 
Übereinstimmung mit Statuten, Verträgen, regulatorischen 
Grundlagen, Fachempfehlungen und Gesetzgebung. Die 
Revisionsstelle erstattet dem Stiftungsrat über die Ergeb-
nisse dieser Prüfung schriftlichen Bericht. 

8. Experte 

Der Experte für berufliche Vorsorge wird vom Stiftungsrat 
für jeweils vier Jahre beauftragt. Er muss unabhängig sein 
und sein Prüfungsurteil und seine Empfehlungen müssen 
objektiv gebildet worden sein. Die Unabhängigkeit darf we-
der tatsächlich noch dem Anschein nach beeinträchtigt 

sein. Er führt die periodischen Kontrollen im Sinne des Ge-
setzes durch, stellt eine Expertenbestätigung und bei Be-
darf Berichte zuhanden des Stiftungsrates aus. 

9. Durchführung der Personalvorsorge 

Allianz stellt die umfassende Durchführung der Perso-
nalvorsorge sicher. Sie erledigt im Versicherungsverhält-
nis die laufenden Geschäfte der Stiftung und der einzel-
nen Vorsorgewerke im Rahmen des Anschlusses. Sie er-
füllt die gesetzlichen Pflichten, überwacht und sorgt für 
die Einhaltung der reglementarischen Bestimmungen 
und sonstigen Obliegenheiten, vertritt die Stiftung in den 
vom Stiftungsrat übertragenen Kompetenzen nach Aus-
sen und erbringt weitere vereinbarte Dienstleistungen für 
die Stiftung. Allianz erbringt alle Tätigkeiten vertrags- 
und gesetzeskonform sowie unter Berücksichtigung der 
Verhaltensregeln für die verantwortlichen Personen (An-
hang 1), der Fachempfehlungen und Weisungen des 

Stiftungsrates. 

9.1. Allianz ist Ansprechstelle für sämtliche Belange der Ar-
beitgeber, der Vorsorgekommissionen und der versi-
cherten Personen. 

9.2. Sie besorgt den Verkehr mit den angeschlossenen Ar-
beitgebern, den Versicherten und den Bezugsberechtig-
ten. 

9.3. Mitteilungen von bzw. an Allianz gelten auch als Mittei-
lungen von der bzw. an die Stiftung. 
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9.4. Allianz kann der Vorsorgekommission Weisungen ertei-
len, wenn eine spezielle Situation dies erfordert, um zu 
verhindern, dass ein Beschluss der Vorsorgekommission 

gesetzlichen, statutarischen oder reglementarischen 
Bestimmungen, aufsichtsrechtlichen Anordnungen oder 
für das Vorsorgewerk geltenden Verträgen widerspricht. 
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10. Arbeitgeber 

10.1. Jeder Arbeitgeber ist verpflichtet, für sein Vorsorgewerk 
eine eigene Vorsorgekommission im Sinne der Statuten 
und der vorstehenden Bestimmungen dieses Regle-
ments einzusetzen. 

10.2. Der Arbeitgeber gewährleistet die ordnungsgemässe 
Durchführung der Wahl der Vorsorgekommission und 
meldet Allianz die gewählten Arbeitnehmer- und Arbeit-
gebervertreter. 

10.3. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die versicherten Perso-
nen über ihre Auskunftsrechte zu informieren. 

10.4. Der Arbeitgeber leitet die persönlichen Ausweise den 
versicherten Personen weiter und hält die im Vorsorge-
verhältnis massgebenden Grundlagen zur Einsicht be-
reit. 

10.5. Der Arbeitgeber meldet unverzüglich alle Voraussetzun-
gen für eine Teil- oder Gesamtliquidation des Vorsorge-
werkes. 

11. Verantwortlichkeit 

Die mit der Durchführung, Prüfung oder Kontrolle der Per-
sonalvorsorge betrauten Personen sind für den Schaden 

verantwortlich, den sie der Stiftung wie auch dem Vorsorge-
werk absichtlich oder fahrlässig zufügen. 

12. Haftung 

Es haften: 

12.1. Die Aktiven der einzelnen Vorsorgewerke zuzüglich der 
aus dem entsprechenden für Rechnung des Vorsorge-
werkes bestehenden Vertragsgrundlagen im Versiche-
rungsverhältnis fliessenden Leistungen, soweit es um 
Aufgaben der einzelnen Vorsorgewerke geht. Unter den 

Vorsorgewerken besteht keine Solidarität. 

12.2. Das allgemeine Stiftungsvermögen, soweit es um Aufga-
ben der Stiftung geht. 

12.3. Eine weitergehende Haftung der Stiftung ist ausge-
schlossen. 

13. Änderungen 

Das Organisationsreglement und die Anhänge können vom 
Stiftungsrat jederzeit abgeändert oder ergänzt werden. Die 
Änderungen sind der Aufsichtsbehörde bekannt zu geben. 

14. Übergangsbestimmung 

Die Amtszeit des 2015 gewählten Stiftungsrates endet 
am 31.12.2017. 

 

15. In-Kraft-Treten 

Das Organisationsreglement Ausgabe 9.2023 tritt per 
1.9.2023 in Kraft. 


